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Antrag 

der Abgeordneten Klaus Lennartz, Michael Müller (Düsseldorf), Wilhelm Schmidt 
(Salzgitter), Michael Habermann, Klaus Kirschner, Dr. Marliese Dobberthien, 
Susanne Kästner, Otto Schily, Ingrid Becker-Inglau, Hermann Bachmaier, Angelika 
Barbe, Friedhelm Julius Beucher, Lieselott Blunck (Uetersen), Dr. Ulrich Böhme 
(Unna), Anni Brandt-Elsweier, Edelgard Bulmahn, Ursula Burchardt, Marion 
Caspers-Merk, Peter Conradi, Rudolf Dreßler, Ludwig Eich, Dr. Konrad Eimer, Elke 
Ferner, Lothar Fischer (Homburg), Arne Fuhrmann, Monika Ganseforth, Karl 
Hermann Haack (Extertal), Dr. Liesel Hartenstein, Renate Jäger, Ilse Janz, Horst 
Jaunich, Dr. Karl-Heinz KlejdzInskI, Slegrun Klemmer, Dr. Hans-Hinrich Knaape, 
Walter Kolbow, Horst Kubatschka, Dr. Klaus Kübler, Ulrike Mäscher, Heide 
Mattischeck, Ulrike Mehl, Jutta Müller (Völklingen), Dr. Edith Niehuis, Dr. Helga Otto, 
Horst Peter (Kassel), Dr. Martin Pfaff, Manfred Relmann, Otto Reschke, Siegfried 
Scheffler, Karl-Heinz Schröter, Dietmar Schütz, Gudrun Schaich-Walch, Ursula 
Schmidt (Aachen), Horst Schmidbauer (Nürnberg), Regina Schmidt-Zadel, Ernst 
Schwanhold, Erika Simm, Antje-Marie Steen, Dr. Peter Struck, Hans Georg Wagner, 
Ralf Walter (Cochem), Dr. Konstanze Wegner, Wolfgang Weiermann, Reinhard Weis 
(Stendal), Dr. Axel Wernitz, Inge Wettig-Danielmeier, Dr. Margrit Wetzel, 

Verena Wohlleben, Hanna Wolf, Hans-Ulrich Klose und der Fraktion der SPD 


Kindergesundheit und Umweltbelastungen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt mit Sorge fest, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland Erkrankungen wie Allergien, 
Asthma, Bronchitis, Neurodermitis, Krebs und auch psychoso- 
matische Störungen zunehmen. Chronische Krankheiten be- 
stimmen in einem wachsenden Umfang den gesundheitlichen 
Zustand in unserer Gesellschaft. Forschungen ergeben, daß 
Schadstoffe in Luft und Wasser, Chemikalien in der Nahrung, 
Blei im Trinkwasser, Lärm und Streß wesentlich an der Ent- 
stehung von Krankheiten beteiligt sind. 

Heute ist nicht mehr bestritten, daß Umweltbelastungen zu 
Krankheiten führen oder gesundheitliche Schädigungen ver- 
stärken. Neben erblicher Veranlagung und eigenem Fehlver- 
halten haben Umweltfaktoren, insbesondere die Wirkung zahl- 
reicher, in ihren synergistischen und akkumulierenden Wir- 
kungen nicht einzuschätzende Stoffe, eine wachsende Bedeu- 
tung für physische und psychische Schäden. Krankheiten kön- 
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nen auch, wenn sie nicht unmittelbar durch Umweltbelastun- 
gen hervorgerufen werden, durch derartige Faktoren zum Aus- 
bruch kommen oder in ihrem Verlauf verstärkt werden. Der 
Sachverständigenrat für Umweltfragen hat deshalb 1987 in 
seinem Gutachten darauf hingewiesen, daß „in aller Regel 
genetische und Umweltfaktoren zum Krankheitsgeschehen 
beitragen''. 

Der Schlüssel für viele Krankheiten ist im Immunsystem des 
Menschen zu suchen. Die Zunahme chronischer Krankheiten 
weist darauf hin, daß immer häufiger der „Wach- und Schließ- 
dienst" des Körpers gestört ist. Bei hohen Umweltbelastungen 
ist die Körperabwehr einer dauernden Gefährdung durch 
Keime, Toxine und Allergene ausgesetzt. Infekte treten häufi- 
ger auf und in der Folge wächst die Zahl therapieresistenter 
und chronischer Erkrankungen. 

Bei Kindern nehmen Schädigungen derart zu, daß insbeson- 
dere Kinderärzte über die Entwicklung alarmiert sind. Selbst 
ganz kleine Patienten weisen einen deutlichen Anstieg von 
Asthmaerkrankungen auf. Rund 1,5 Millionen Kinder leiden an 
chronischen Hautreizungen. Allergieerkrankungen breiten 
sich stark aus. Verhaltensauffälligkeiten wie Hyperaktivität, 
Nervosität oder Konzentrations- und Lernschwächen nehmen 
zu. Für die nächsten Jahre droht, daß die Krankheitsziffern 
weiter stark ansteigen werden, weil der Gesundheitszustand 
vieler Kinder bereits kritisch ist. 

Kinder sind durch Umweltgifte und Umweltbelastungen beson- 
ders gefährdet. Kinder bewegen sich mehr, atmen schneller 
und setzen, weil ihre Organe noch in einem starken Wachstum 
begriffen sind, im Vergleich zu Erwachsenen ein Vielfaches an 
Stoffmengen um. Zwangsläufig nehmen sie erheblich mehr 
Schadstoffe auf, die sich lebenslang im Fettgewebe des Körpers 
einbauen. 

Auch der Größenunterschied spielt für den Schadstofftransfer 
eine Rolle, insbesondere bei Haut und Lunge. Ausgerechnet 
diese Organe sind aber bei Kindern schon verhältnismäßig groß 
entwickelt und bilden eine riesige Angriffsfläche. Die Außen- 
haut eines Säuglings ist zwar etwa neunmal kleiner als die 
eines Erwachsenen, doch im Vergleich zum Körpervolumen ist 
der Unterschied zwischen ihm und einem Erwachsenen drei- 
mal größer. Von daher muß der Stoffwechsel des Kindes drei- 
mal aktiver sein. Auch nehmen Kinder pro Kilogramm Körper- 
gewicht mehr Nahrung als Erwachsene und von daher mehr 
Schadstoffe auf. 

Kinder haben in den ersten Jahren ein schwächer ausgebil- 
detes Immunsystem als Erwachsene. Die Entgiftung durch 
Leber und Nieren ist noch nicht voll entwickelt, so daß 
bestimmte Stoffe nicht richtig ausgeschieden werden. Zudem 
ist die Blut-Hirn-Schranke, eine Art „chemische Eingangskon- 
trolle", noch im Wachstum, so daß Gifte, die bei Erwachsenen 
zurückgehalten würden, bei Kleinkindern über die Blutbahn 
ins Gehirn gelangen. 
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Das Leiden der Kinder und ihrer Eltern sowie die gesellschaft- 
lichen Folgen der umweltbedingten Krankheiten sind in stati- 
stischen Zahlen nur schwer zu erfassen und in ihrer Tragik 
kaum zu beschreiben. Die Behandlungskosten für umwelt- 
bedingte Krankheiten sind in der Regel sehr hoch, werden aber 
oft nur unzureichend von den Kassen abgedeckt. 

Das System der Gesundheitssicherung ist schon heute finan- 
ziell und organisatorisch überfordert, den veränderten Bedin- 
gungen zunehmender chronischer Krankheiten gerecht zu 
werden. Es ist sogar zu befürchten, daß die Veränderungen der 
Krankheitsbilder und explodierende Gesundheitskosten nicht 
ohne Einfluß auf den Generationenvertrag beleihen. 

Die Gesundheitspolitik darf sich nicht allein auf die Heilung 
von Krankheiten ausrichten, sie muß aktiv die Gesundheit der 
Menschen fördern. Dies erfordert auch Impulse für den Schutz 
der Umwelt, die Humanisierung der Arbeit und die Verwirk- 
lichung von Chancengleichheit. Insofern bezeichnet die Welt- 
gesundheitsbehörde Gesundheit als „Zustand eines vollstän- 
digen körperlichen, seelischen und sozialen Wohlbefindens 
und nicht nur des Freiseins von Krankheit'". Dieses Ziel muß in 
besonderer Weise für Kinder gelten. 

II. Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß dringend Maßnahmen 
zum Schutz der Gesundheit unserer Kinder und zum Erhalt 
einer gesunden Umwelt notwendig sind. Er fordert die Bundes- 
regierung auf, ein umfassendes Forschungsprogramm „Kind, 
Gesundheit und Umwelt" aufzulegen, um die ökologischen 
Kinderrechte auf ein gesundes Leben und eine intakte Umwelt 
zu verwirklichen. Ein erster Schritt dazu ist die Einrichtung 
einer Informations- und Datensammelstelle beim Umwelt- 
bundesamt/Bundesgesundheitsamt. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung außer- 
dem auf, schnell folgende Maßnahmen gesetzgeberisch umzu- 
setzen: 

1. Unverzüglich ist eine Ozon- Verordnung aufzulegen, die 
die Emissionen drastisch senkt. Maßstab muß hierbei der 
Schutz der Kinder sein. Der Höchstwert wird bei 120 
Mikrogramm pro Kubikmeter Luft festgesetzt. Durch eine 
entsprechende Smog-Verordnung erhalten die Städte und 
Gemeinden die Möglichkeit, in hochbelasteten Siedlungs- 
bereichen den Individualverkehr einzuschränken. 

2. Benzol wird als Beimischung im Benzin nach einer Über- 
gangszeit generell verboten. Für die Kraftfahrzeuge sind 
dynamische Flottenverbrauchsregelungen festzulegen, mit 
denen der Benzinverbrauch stetig abgesenkt wird. 

3. Die Grenzwerte für Schadstoffbelastungen in Luft, Boden 
und Wasser müssen generell auf ein Niveau abgesenkt 
werden, das der höheren Empfindlichkeit des kindlichen 
Organismus gerecht wird. Alle bekannten oder in Verdacht 
stehenden Umweltgifte, die die Gesundheit der Kinder 
über Nabelschnur, Muttermilch, Trinkwasser oder Lebens- 
mittel gefährden, müssen durch wirksame Minderungs- 
maßnahmen verringert und ggf. durch Verbote völlig ver- 
mieden werden. 
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4. Die Gefährdung der Kindergesundheit durch Schadstoffe 
im Trinkwasser wie z. B. Nitrat, Pestizide und organische 
Chlorverbindungen sowie insbesondere Blei oder Kupfer 
bei saurem Wasser mit niedrigen pH-Werten müssen durch 
einen umfangreichen Gewässerschutz, insbesondere durch 
die Verringerung der Emissionen aus Industrie, Verkehr 
und Landwirtschaft sowie eine verbesserte Aufklärung 
über die Gefahren reduziert werden. Für das Grundwasser 
sind generell Qualitätsziele aufzustellen. 

5. Über die Gefährdung der Kinder durch vorgeburtliche 
Schadstoffbelastungen (z. B. Nikotin, Alkohol oder Pesti- 
zide, Amalgam) ist die Aufklärung zu verbessern. Notfalls 
sind Einschränkungen und auch Verbote vorzusehen. 

6. Bei Schadstoffmessungen müssen die Probeentnahmen so 
erfolgen, daß sie der tatsächlichen Schadstoffaufnahme 
durch Kinder möglichst nahekommen. Konkret bedeutet 
dies zum Beispiel, daß im Straßenverkehr die Schadstoff- 
messungen in 1 m Höhe durchgeführt werden müssen. Bei 
allen Schadstoffmessungen, im öffentlichen Bereich wie in 
der Industrie, müssen neben den Mittelwerten auch sämt- 
liche Rohdaten, insbesondere die Spitzenwerte, bekannt- 
gegeben werden. 

7. Die Familie als Lebenswelt der Kinder soll gezielter als 
bisher über gesundheitsgefährdende Umweltbelastungen 
informiert werden. Dies gilt insbesondere für die Gefahren 
durch das Rauchen, die Bedeutung der Nahrung in den er- 
sten Lebensjahren und deren Zusammensetzung sowie für 
psychische Störungen und Verhaltensauffälligkeigkeiten, 
die u. a. durch Reizüberflutung und andere Streßfaktoren 
verursacht werden. 

Um möglichst frühzeitig Informationen über gefährliche 
Konzentrationen von Schadstoffen zu bekommen, ist ein 
bundesweites Lebensmittel- und Grundwassermonitoring 
notwendig. 

8. In belasteten Gebieten dürfen Neuansiedlungen, die mit 
erheblichen Schadstoffemissionen verbunden sein können, 
nur nach vorheriger Durchführung einer Gesundheitsver- 
träglichkeitsprüfung genehmigt werden. 

9. Baurechtliche Vorschriften sind so zu reformieren und zu 
ergänzen, daß die Verbesserung der Gesundheit der Kin- 
der durch Minderung von Umwelteinflüssen und Umwelt- 
belastungen auch auf kommunaler Ebene besser durch- 
gesetzt werden können. 

10. Die Gesundheit der Kinder wird sowohl durch aktives als 
auch passives Rauchen gefährdet. Die Nikotinsucht ist ent- 
schiedener zu bekämpfen. Tabakwerbung ist generell ein- 
zuschränken. Um Kindern den Zugang zu Tabak zu er- 
schweren, sind Zigarettenautomaten im öffentlichen Stra- 
ßenraum zu verbieten. 

Überall dort, wo Kinder sich bevorzugt aufhalten, muß ein 
striktes Rauchverbot herrschen. Das gilt besonders für 
Spielplätze und Schulen. 
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11. Alle Produkte, bei deren Gebrauch flüchtige Chemikalien 
austreten, insbesondere Klebstoffe, Putzmittel, auch frisch 
gereinigte Textilien, müssen einer verschärften Deklara- 
tionspflicht mit Hinweis auf die gesundheitlichen Risiken 
unterworfen werden. Dies muß ebenfalls bei Spielzeug wie 
z. B. Knetmasse gelten. 

12. Zu den Gefahrenquellen für Kinder können auch Sand- 
kastenfüllungen auf Spielplätzen in stark immissionsbe- 
lasteten Gebieten werden. Deshalb sind allgemeingültige 
Grenzwerte für den Schadstoffgehalt der Sandfüllungen 
festzulegen. Die Kommunen sind für den Zustand des San- 
des verantwortlich. 

13. Auf den Beschriftungen von Babynahrung müssen nicht 
nur alle Zusatzstoffe, sondern auch die im Produkt enthal- 
tenen, aber nach der Lebensmittelkontroll-Verordnung 
(LMKV, § 5 Abs. 2 Nr. 1 bis 5) nicht als Zutaten geltenden, 
Bestandteile des Lebensmittels auf gelistet werden. Außer- 
dem sind dem Verbraucher verständliche Informationen 
über den Verarbeitungsgrad der verwendeten Zutaten und 
über das Herstellungsverfahren zugänglich zu machen. 

14. Maßnahmen zur Lärmbekämpfung sind zu intensivieren. 
Dringend notwendig ist Tempo 30 km/h als generelle 
Regelgeschwindigkeit in den Wohngebieten der Städte so- 
wie eine verstärkte Verkehrsberuhigung. Eine Lärm- 
begrenzung bei Diskotheken oder Musikgeräten wie 
„Walkmans" ist vorzusehen. 

15. Um psychische Störungen bei Kindern zu verringern, sind 
Maßnahmen gegen die ständig zunehmende Reizüberflu- 
tung notwendig. Dazu gehört auch die ständige Werbebe- 
rieselung in öffentlich zugänglichen Einrichtungen und 
Gebäuden. Vor, nach und zwischen Fernsehsendungen, 
die für Kinder bestimmt sind, darf keine Werbung gesendet 
werden. Die Darstellung von Gewalt in Film und Fern- 
sehen ist zügig abzubauen. Das gilt auch für Computer- 
spiele mit gewalttätigem Inhalt. 

16. Die spezifischen Belange der Kinder müssen im medizini- 
schen Bereich besser berücksichtigt werden. Dafür muß 
„Umweltmedizin" generell in die medizinischen Ausbil- 
dungs- und Weiterbildungspläne aufgenommen werden. 

17. Kinderärzte sollten vor allem auf örtlicher Ebene verstärkt 
in Fragen des Zusammenhangs zwischen Umweltbe- 
lastung und Kindergesundheit in die Beratung und Wil- 
lensbildung zuständiger Gremien und Institutionen einbe- 
zogen werden. 

18. Forschungsprogramme für Kindergesundheit müssen mehr 
als bisher gefördert werden. Ein besonderer Schwerpunkt 
ist dabei auf die Grenzwertproblematik unter Berücksich- 
tigung der möglichen synergistischen und akkumulieren- 
den Wirkungen verschiedener Schadstoffe zu legen. 
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19. Als wichtige Aufgabe muß die Gesundheits-, Verbraucher- 
und Umweltaufklärung in der Schulausbildung berück- 
sichtigt werden. Hierbei ist u. a. die Aufklärung über die 
gesundheithchen Folgen des Rauchens sowie des Akohol- 
und Medikamentenmißbrauchs zu verbessern. 

20. Die vertragsärztlichen Leistungen der Kassen für den vor- 
sorgenden Gesundheitsschutz für Kinder müssen so gere- 
gelt werden, daß eine Abdeckung der Behandlungskosten 
chronischer Krankheiten und der Stärkung des Immun- 
systems gewährleistet werden. 


Bonn, den 2. Februar 1994 

Klaus Lennartz 
Michael Müller (Düsseldorf) 
Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 
Michael Habermann 
Klaus Kirschner 
Dr. Marliese Dobberthien 
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Peter Conradi 
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Begründung 

Kinder haben ein höheres relatives Atemvolumen als Erwachsene 
und nehmen deshalb auch über die Lunge relativ mehr Schad- 
stoffe auf. Die geltenden Grenzwerte sind jedoch auf den erwach- 
senen Organismus bezogen und von daher sind sie für Kinder oft 
zu hoch. Eine Absenkung ist unbedingt notwendig. 

Die derzeitige Praxis der Probenahme berücksichtigt die beson- 
dere Situation der Kinder nicht. Die Entnahmehöhe von 1,50 m, 
die im Entwurf der Bundesregierung vom 26. Juni 1992 über eine 
Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzge- 
setzes vorgeschlagen wurde, wird der kindlichen Situation nicht 
gerecht. Kleinkinder werden meist in „Buggies" transportiert und 
atmen deshalb in der Höhe von rund 1 m über dem Boden. In einer 
Empfehlung des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit des Deutschen Bundestages vom 29. Juni 1993 wird 
sogar eine Höhe von 1,50 bis 3,50 m und ein Abstand von 1 m von 
der nächsten Häuserwand für die Probenahme gefordert. 

Bei einigen durch Umweltverschmutzung bedingten Krankheiten, 
zum Beispiel Asthma, treten erste Symptome auf, wenn die Kon- 
zentration der Luftschadstoffe einen bestimmten Schwellenwert 
erreicht. 

Dies geschieht auch dann, wenn die hohe Schadstoffkonzentra- 
tion nur für einen kurzen Zeitraum erreicht wird und aus den 
gemittelten Meßwerten nicht ablesbar ist. Um einen Zusammen- 
hang zwischen akuten Gesundheitsstörungen und Schadstoff- 
immissionen erkennen zu können, ist die vollständige Offen- 
legung der Rohdaten der Schadstoffmessungen notwendig. 

Die höhere Empfindlichkeit des kindlichen Organismus im Ver- 
gleich zum Erwachsenen ist unumstritten. Dagegen besteht weit- 
gehende Unklarheit darüber, welche Konsequenzen aus diesem 
Sachverhalt für die Festlegung von Grenzwerten gezogen werden 
müssen. Epidemiologische und toxikologische Untersuchungen 
sind in der Regel an Erwachsenen orientiert oder werden vom 
Tierversuch auf den erwachsenen menschlichen Organismus 
übertragen. Deshalb besteht ein großer Forschungsbedarf für eine 
kindergemäße Grenzwertfestsetzung für Schadstoffe. Im Bereich 
des Zusammenwirkens verschiedener Schadstoffe sind die Wis- 
senslücken besonders groß. Die Forderung nach Forschungsvor- 
haben darf jedoch kein Argument für das Verschieben notwen- 
diger Maßnahmen sein. 

Bei der Neuansiedlung von Industriezweigen, die mit hohen 
Schadstoffbelastungen für die Umgebung verbunden sind, wer- 
den die gesundheitlichen Interessen der Bevölkerung zu wenig 
berücksichtigt. Vielfach werden solche Anlagen gerade in Gebie- 
ten errichtet, die bereits überdurchschnittlich belastet sind, so daß 
die Folgen einer Mehrbelastung besonders signifikant sind. Vor 
der Neuerrichtung von hohen Emissionsquellen müssen Gesund- 
heitsverträglichkeitsprüfungen durchgeführt werden, bei denen 
die Belange der Kinder besonders zu berücksichtigen sind. 
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Rauchen ist unter Kindern und Jugendlichen stark verbreitet. 
36 vom Hundert der Jugendlichen von 14 bis 17 Jahren bezeich- 
nen sich als Gelegenheits- oder sogar ständige Raucher. Einen 
wesentlichen Einfluß auf dieses Verhalten hat die Werbung. Rau- 
chen wird darin mit Lässigkeit, Überlegenheit und Stärke gleich- 
gesetzt. Kinder sind aus ihrer unterlegenen Situätion heraus für 
eine Werbung mit derartigen Attributen besonders empfänglich. 
57 vom Hundert der rauchenden Jugendlichen haben laut einer 
Studie der „Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung"' den 
Slogan „Ich rauche gern" bereits verinnerlicht. Von daher muß 
Tabakwerbung dringend eingeschränkt werden. 

Ein wichtiger Schritt zur Eindämmung des aktiven Rauchens bei 
Kindern ist auch das Verbot von Zigarettenautomaten im öffent- 
lichen Straßenraum. An Schulen ist ein generelles Rauchverbot 
einzuführen. 

Viele Produkte des täglichen Bedarfs enthalten organische 
Lösungsmittel, die beim Gebrauch eingeatmet werden und zum 
Teil sogar Suchtverhalten auslösen können. Zur vorbeugenden 
Information ist eine exakte Deklaration aller flüchtigen Inhalts- 
stoffe notwendig. Vernachlässigt wurde bisher das Problem von 
Lösungsmittelausdünstungen aus chemisch gereinigten Klei- 
dungsstücken und Teppichen. Da sich Kleinkinder bevorzugt auf 
dem Boden aufhalten, kann für sie bei gereinigten Teppichen ein 
Gesundheitsrisiko bestehen, über das informiert werden muß. 

Kinder werden durch die Nahrung geprägt, die man ihnen in den 
ersten Lebensjahren verabreicht. Es bilden sich lebenslange Vor- 
lieben. Der Geschmack der Kinder wird jedoch nicht nur auf die 
Hauptgeschmacksgeber des Lebensmittels festgelegt, sondern 
auf die volle Geschmackspalette des Produkts. Vielfach verwei- 
gern deshalb Kinder die Aufnahme von Nahrung einer anderen 
als der gewohnten Marke. Selbst wenn für zwei Produkte diesel- 
ben Zutaten angegeben sind, können wesentliche Unterschiede 
bestehen. Das Lebensmittelrecht unterscheidet nämlich zwischen 
Zutaten einerseits und anderen Bestandteilen eines Lebensmit- 
tels, die nicht als Zutaten gelten (z. B. Enzyme) und deshalb nicht 
deklariert werden müssen. Die vollständige Deklaration wird 
dazu führen, daß vom Käufer Produkte mit einer geringeren Zahl 
von Zusätzen bevorzugt werden. 

Neben den Zusätzen spielt der Verarbeitungsgrad der Babynah- 
rung eine wichtige Rolle. Die Lebensmitteltechnologie ermöglicht 
heute eine weitgehende Veränderung von Rohstoffen, so daß sich 
Fette, Kohlehydrate oder Proteine im Endprodukt stark von den 
Substanzen im Rohstoff unterscheiden und zu anderen physiologi- 
schen Effekten führen als die Ausgangsstoffe. Kinder, die zum 
Beispiel an die Proteinzusammensetzung von H-Milch gewöhnt 
wurden, mögen oft keine frische Milch und sie werden das unge- 
sündere Produkt bisweilen lebenslang bevorzugen. Die Forde- 
rung nach einer Offenlegung des Verarbeitungsgrads und Her- 
stellungsverfahrens führt zu einer Änderung des Konsumenten- 
verhaltens und einer stärkeren Orientierung auf naturbelassene 
Produkte. 


8 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/6833 


Kinder nehmen Schadstoffe nicht nur durch Luft und Lebensmit- 
tel, sondern auch über den Sand von Kinderspielplätzen auf. 
Untersuchungen ergeben immer wieder, daß Sand durch Schwer- 
metalle und andere Umweltgifte verunreinigt sein kann. Es gibt 
jedoch keine Regelung über die Häufigkeit des Sandwechsels. 
Der Wechsel liegt ausschließlich im Ermessen der Kommunen. 
Notwendig ist eine verbindliche Grundlage für die Kommunen, 
für gesundheitlich unbedenkliche Sandfüllungen zu sorgen. 

Lärm macht nicht nur Erwachsene, sondern auch Kinder krank. 
Lärmverminderung ist vor allem durch direkte Maßnahmen wie 
Tempolimit in Wohngebieten, bauliche Maßnahmen, Verkehrs- 
regelungen und Lärmbegrenzungen möglich. 

Medizinische Untersuchungen von Kindern und Jugendlichen 
ergeben, daß zu laute Musik gesundheitliche Schäden wie den 
teilweisen Verlust der Hörfähigkeit verursachen kann. Von daher 
sind Diskotheken zu verpflichten, die Musiklautstärke zu begren- 
zen. Geräte wie Walkmans sollten, wenn sie hauptsächlich von 
Kindern verwendet werden, mit einer Lautstärkebegrenzung ver- 
sehen werden. Es ist zu überprüfen, ob langfristig für die alltäg- 
lichen öffentlichen Lärmquellen Richtwerte festgelegt werden 
sollten. 

Psychische Störungen und Verhaltensauffälligkeiten, zum Bei- 
spiel hyperkinetische Syndrome, nehmen bei Kindern zu. Einen 
wesentlichen Beitrag zur Entstehung der Störungen liefert die 
ständig zunehmende Reizüberflutung. Kinder sind aufgrund ihres 
höheren Aufnahmevermögens diesem Streß besonders ausgelie- 
fert. Die Einschränkung der Werbeberieselung in Geschäften und 
der Fernsehwerbung sind erste Schritte auf dem Weg zu einer 
streßärmeren Umwelt für unsere Kinder. 

Die bedrohliche Entwicklung des Gesundheitszustands unserer 
Kinder und die unzureichende Erkenntnislage über die Zusam- 
menhänge machen die Einbeziehung von Kinderärzten in die ent- 
sprechenden Beratungen der Politik und des Gesundheitswesens 
dringend notwendig. Kinderärzte bringen Fachkompetenz mit, 
was neue Entwicklungen betrifft. Kinderärzte sind wichtige 
Ansprechpartner, wenn es darum geht, die gesundheitlichen 
Belange von Kindern zu berücksichtigen. 

Die Verwirklichung der Kinderrechte auf ein gesundes Leben und 
eine intakte Umwelt ist nicht allein durch Gesetze und Verord- 
nungen möglich, sondern erfordert einen grundsätzlichen Einstel- 
lungswandel und die aktive Mitwirkung der Bevölkerung. Vor- 
aussetzung dafür ist ein besserer Kenntnisstand im Bereich von 
Umwelt- und Verbraucherschutz sowie Gesundheitsvorsorge. 
Deshalb ist es notwendig, grundlegendes Wissen möglichst schon 
in den Schulen zu vermitteln. 

Der 95. Deutsche Ärztetag hat die Umweltmedizin in die Muster- 
weiterbildungsverordnung für Ärzte aufgenommen. Dies ist ein 
wichtiger, allerdings noch nicht ausreichender Schritt in die rich- 
tige Richtung. Erforderlich ist die obligatorische Ausbildung der 
Medizinstudenten im Fach Umweltmedizin, wobei die Belange 
der Kinder besonders berücksichtigt werden. 


9 



Drucksache 12/6833 


Deutscher Bundestag ~ 12. Wahlperiode 


Krankenkassen bezahlen zwar die ärztlichen Hilfeleistungen bei 
akuten Krankheiten und die Maßnahmen, die bei Krankheits- 
schüben im Rahmen chronischer Erkrankungen auftreten. Die 
vertragsärztlichen Leistungen umfassen aber häufig nicht die 
Behandlung chronischer Krankheiten und Vorsorge. Notwendig 
ist eine eindeutige Klarstellung, daß diese Leistungen unter 
besonderer Berücksichtigung der Situation von Kindern in den 
Katalog der Pflichtleistungen der Krankenkassen einbezogen 
werden. 


10 




Druck: Thenee Druck, 53113 Bonn, Telefon 91781-0 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon (02 28) 3 82 08 40, Telefax (02 28) 3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 



